Preußiſche [CN chf ammlung 


Jahrgang 1919 Nr. 48. 


(Nr. 11817.) Beſchluß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend die . des 
. für Volkswohlfahrt. Vom 7. November 1919 


Di. nachſtehend bezeichneten, bisher von verſchiedenen Miniſterien wahrge⸗ 
nommenen Geſchäfte gehen mit Wirkung vom 1. November 1919 endgültig auf 


das neugebildete 
Miniſterium für Volkswohlfahrt 
über, und zwar s 
1. vom Miniſterium des Innern: 

a) die Geſchäfte der Medizinalabteilung einſchließlich der in Kapitel 31 
Titel 10 der Einnahmen, Kapitel 97a der Ausgaben und Ka⸗ 
pitel 28 Titel 6 bis 14 der einmaligen und außerordentlichen 
Ausgaben des Haushalts des Miniſteriums des Innern angeführten 
Angelegenheiten, insbeſondere auch die geſamte Geſundheitspolizei 
und Bäderpolizei ; 

b) das Proſtitutionsweſen; 

c) die ſtaatliche Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt für die im 
Landespolizeibezirke Berlin beſtehenden ſtaatlichen Polizeiverwal⸗ 
tungen (Kapitel 89 der Ausgaben des Haushalts des an 
des Innern); 

d) der Säuglings- und Mutterſchutz 

e) das Pflegekinderweſen; 

1) die Fürſorge für die gefährdete und berichte Jugend (Fürſorge⸗ 
erziehung, ſtaatliche Erziehungsanſtalten, Kapitel 96 des Staats⸗ 
Haushalts); 

g) Kindervolksküchen; 

h) Ferienkolonien (Sommerpflege) 

i) Landaufenthalt von Stadtkindern; 

k) Unterbringung von Kindern im neutralen Auslande 

J) Kreiswohlfahrtsämter; 

m) ſoziale Frauenſchulen, Wohlfahrtsſchulen, Frauenſeminare und ähn⸗ 
liche Anſtalten zur Ausbildung von Gemeindeſchweſtern, Gemeinde⸗ 
helferinnen, Landpflegerinnen, Fürſorgerinnen, Jugendpflegerinnen, 
Jugendgerichtshilfen, Waiſen⸗, Armen⸗ und Fabrikpflegerinnen , 
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n) Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge, ſoweit ſie 
im Miniſterium des Innern bearbeitet wurde / 

o) ordentliche und außerordentliche Armenpflege ; 

p) Wanderarmenweſen, Wanderarbeitsſtätten, Arbeiter- und Arbeite⸗ 

rinnenkolonien; 

g) Waiſenpflege und Berufs vormundſchaft / 

r) Erwerbsloſenunterſtützung; 

2. vom Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 

a) die ärztliche und zahnärztliche Vorprüfung leinſchließlich Kapitel 118 

Titel 4 der Ausgaben des Haushalts des Miniſteriums für 
Wiſſenſchaft). Das Miniſterium für Wiſſenſchaft wirkt mit bei 
der Bearbeitung der grundſätzlichen Angelegenheiten der Vor⸗ 
prüfungen und bei der Beſtellung der Vorprüfungsausſchüſſe 

b) die geſundheitspolizeiliche Aufficht über die Univerſitätskliniken als 

Heilanſtalten wird von dem Miniſterium für Volkswohlfahrt und 
dem Miniſterium für Wiſſenſchaft gemeinſam ausgeübt; 

e) die Aus⸗ und Fortbildung ſowie die Dienſttätigkeit und fach⸗ 
techniſche Beaufſichtigung des Schularztes unter Beteiligung des 
Miniſteriums für Wiſſenſchaft;; 
die Kleinkinder⸗ und Schulkinderfürſorge außerhalb des Schul⸗ 
betriebs. Für die pädagogiſchen Angelegenheiten und die ſchul⸗ 
techniſche Aufſicht über die Kleinkinderſchulen, Kindergärten, Horte 
und dergleichen bleibt das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt 

und Volksbildung weiterhin zuſtändig. Derartige Anſtalten, die 
unmittelbar Schulen angegliedert ſind (Schul⸗ und Seminar⸗ 
Kindergärten und Horte), ſowie die Ausbildungsanſtalten für 
; Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen und Jugendleiterinnen bleiben 
es in jeder Beziehung dem Minifterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung unterftellt; 
e) die Jugendpflege an der ſchulentlaſſenen Jugend; 
8 3. vom Miniſterium für Handel und Gewerbe: 
| a) die grundſätzlichen Fragen der Gewerbehygiene einſchließlich der 
Aus- und Fortbildung ſowie der Anſtellung und Beaufſichtigung 
des Gewerbearztes unter Beteiligung des Miniſteriums für Handel; 
b) die ſozialhygieniſche Fürſorge für Arbeiter außerhalb des Betriebs 
und die hierher gehörenden Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen ſowie 
Handel darüber unter Beteiligung des Miniſteriums für 
andel; 5 
e) die Zentralſtelle für Volkswohlfahrt unter Beteiligung der 
Miniſterien für Handel und Gewerbe, des Innern, für Wiſſen⸗ 


ſchaft, Kunſt und Volksbildung und für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forften; . 


= 
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d) die Berufsberatung der ſchulentlaſſenen Jugend (der Zeitpunkt des 
Überganges dieſer Geſchäfte bleibt der Vereinbarung der beteiligten 
Miniſter vorbehalten) ; 

e) die Rechtsauskunftsſtellen und die Stelle für die Bekämpfung von 
Schwindelfirmen; 

f) Arbeiter⸗ und Angeſtelltenverſicherung; 

4. vom Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 

a) die ländliche Wohlfahrtspflege einſchließlich der Rechtsauskunftsſtellen 
auf dem Lande N 

b) die Angelegenheiten der ſozialen Verſicherung der in der Landwirt⸗ 
ſchaft beſchäftigten Perſonen; 

5. vom Präſidenten des Staatsminiſteriums (Staatskommiſſar für 
das Wohnungsweſen): 
die dieſem durch den Staatsminiſterialbeſchluß vom 31. Mai 1918 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 78) überwieſenen Geſchäfte mit der Maßgabe, daß 

1. Ziffer 2 (vom Miniſterium des Innern“) Abſatz a des Beſchluſſes vom 
31. Mai 1918 geändert wird wie folgt: l 

a) die Kommunalaufſicht, ſoweit fie mit dem Wohnungs- und 
Siedlungsweſen zuſammenhängt, jedoch unter Mitwirkung des 
Miniſteriums des Innern, ſoweit es ſich bei kommunalen Grund- 
kreditinſtituten, welche dieſen Zwecken gewidmet ſind, um die 
Bereitſtellung kommunaler Mittel handelt. 

Bei kommunalen Kreditinſtituten, deren Hauptzweck nicht in 
der Pflege des Grundkredits beſteht (Provinzialhilfskaſſen, Landes⸗ 
banken und dergleichen), ſowie bei den kommunalen Sparkaſſen 
verbleibt die Kommunalaufſicht dem Miniſterium des Innern, jedoch 
findet eine Mitwirkung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt inſoweit 
ſtatt, als es ſich um grundſätzliche Fragen handelt, die den nicht 
landwirtſchaftlichen Grundkredit oder das Siedlungsweſen betreffen; 

2. Ziffer 2 b geändert wird wie folgt: f 

b) die bevölkerungspolitiſchen Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens; 

3. als Ziffer 2 hinzutritt: 

f) die bisher dem Miniſterium des Innern obliegende Mitwirkung 
in Angelegenheiten der inneren Koloniſation. Dem Miniſterium 
des Innern bleibt jedoch im allgemeinen politiſchen Intereſſe vor⸗ 
übergehend neben dem Miniſterium für Volkswohlfahrt eine Mit⸗ 

wirkung vorbehalten, ſoweit es ſich um die Durchführung der neuer⸗ 
dings mit dem Geſetz über Landeskulturbehörden eingeleiteten organi⸗ 
ſatoriſchen Maßnahmen handelt; 

4. Ziffer 4 („vom Finanzminiſterium“) die folgende Faſſung erhält: 

die ſich aus Artikel 8 des Wohnungsgeſetzes ergebenden Aufgaben 
unter Mitwirkung des Finanzminiſters, insbeſondere die Bildung und 
Beauffichtigung von Siedlungsgeſellſchaften; 
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5. an Stelle von Ziffer 5 („vom Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten“) der folgende Wortlaut tritt: 

a) die Bearbeitung der Angelegenheiten des nicht landwirtſchaftlichen 
Grundkredits, insbeſondere auch aller Grundkreditanſtalten, mit 
Ausnahme der ausſchließlich für den landwirtſchaftlichen Grund- 
kredit beſtimmten Beleihungsanſtalten. Bei grundſätzlichen Fragen 
des Grundkredits, die auch den landwirtſchaftlichen Grundkredit 
berühren, wirkt das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten mit; ebenſo im umgekehrten Falle bei der Be 
arbeitung der Angelegenheiten des landwirtſchaftlichen Grund- 
kredits das Miniſterium für Volkswohlfahrt. Dem Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten verbleibt die Be⸗ 
arbeitung der Angelegenheiten des geplanten Schätzungsweſens. 
Das Miniſterium für Volkswohlfahrt wirkt an der Bearbeitung 
dieſer Angelegenheiten mit, abgeſehen von ſolchen, die ausſchließ⸗ 
lich das landwirtſchaftliche Schätzungsweſen betreffen ; 
die Mitwirkung bei der Verwertung ftaatlichen Domänen⸗ und 
Forſtbeſitzes für Wohnungsweſen und, ſoweit dafür das Miniſterium 
für Volkswohlfahrt zuſtändig iſt, auch Siedlungsweſen j 
die Bearbeitung der Angelegenheiten, betreffend Siedlungen im 
Weichbilde der Städte und geſchloſſene induſtrielle Siedlungen auf 
dem Lande, ſoweit ſie nicht landwirtſchaftlichen Intereſſen dienen. 

Bei induſtriellen Siedlungen auf dem Lande wirkt das 
Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten mit. 

Das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
iſt für das Siedlungsweſen zuſtändig, ſoweit es ganz oder über⸗ 

wiegend landwirtſchaftlichen Intereſſen dient. Dazu rechnet ins⸗ 
beſondere auch die Schaffung von Arbeiterſtellen und wohnungen 
für landwirtſchaftliche Betriebe, landwirtſchaftliche Nebengewerbe 
und die mit der Landwirtſchaft in Beziehungen ſtehenden Induſtrien. 
Der Rentenbankkredit ſoll in erſter Linie für überwiegend land⸗ 
wi.irtſchaftlichen Intereſſen dienende Siedlungen Verwendung finden; 
d) die Aufſicht über die auf dem Gebiete des Bevölkerungsausgleichs 
zu ergreifenden allgemeinen und beſonderen Maßnahmen. 

Im übrigen gehen die in einzelnen Geſetzen vorgeſehenen Zuſtändigkeiten von 
Miniſtern inſoweit auf das Miniſterium für Volkswohlfahrt über, als die be- 
treffenden ſachlichen Aufgaben nach Vorſtehendem jetzt von dieſem wahrzunehmen ſind. 

Berlin, den 7. November 1919. . 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. am Zehnhoff. Stegerwald. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 M und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) find an die Poſtanſtalten zu richte. 
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